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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für regionale Entwicklung ersucht den federführenden Ausschuss für 
Binnenmarkt und Verbraucherschutz, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

1.  und die Aussichten für lokales und regionales Wachstum signifikant verbessern könnte;

2. weist darauf hin, dass lokale und regionale Akteure viele Verpflichtungen im Rahmen der 
EU-Rechtsvorschriften für den Binnenmarkt erfüllen, insbesondere im Bereich der 
öffentlichen Auftragsvergabe, staatlichen Beihilfen, Dienstleistungen von allgemeinem 
wirtschaftlichem Interesse und Konzessionen;

3. unterstreicht, dass das Prinzip der lokalen und regionalen Selbstverwaltung, welches im 
Vertrag von Lissabon ausdrücklich anerkannt ist, sowie die Prinzipien der Subsidiarität 
und Verhältnismäßigkeit Eckpfeiler jeder zukünftigen Weiterentwicklung von 
Binnenmarktpolitik sein müssen;

4. empfiehlt, dass lokale und regionale Behörden und ihre Dachverbände  in allen 
Mitgliedstaaten ersucht werden, Vorschläge einzureichen, wie die Vollendung des 
Binnenmarktes am besten erreicht werden kann, und regt alle öffentlichen Einrichtungen 
an, ein öffentliches Konsultations- und Diskussionsverfahren zu diesem Zweck 
durchzuführen;

5. empfiehlt der Kommission, zusätzlich zu Konsultationsverfahren und einem verstärkten 
Dialog mit lokalen und regionalen Behörden, die EU-Rechtsvorschriften durchsetzen 
müssen, tiefgehende territoriale Folgenabschätzungen durchzuführen, um so 
überzeugende Argumente für den Bedarf an einer Regulierung des Binnenmarktes 
darzulegen, bevor neue Gesetzgebungsvorschläge angenommen werden;

6. weist darauf hin, dass hochwertige und zugängliche Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse notwendig für lokale Gemeinden sind, und dass die Bereitstellung öffentlicher 
Dienstleistungen auf lokaler und regionaler Ebene wichtig für den wirtschaftlichen, 
sozialen und territorialen Zusammenhalt ist, und daher Potenziale und Interessen der 
lokalen und regionalen Behörden bei der Weiterentwicklung des Binnenmarktes stärker 
berücksichtigt werden müssen;

7. betont, dass die Governance des Binnenmarktes strukturell mit der Kohäsionspolitik und 
Schlüsselprioritäten der Europäischen Union, insbesondere denen der EU 2020-Strategie, 
verknüpft sein muss; empfiehlt die Einführung von Territorialpakten, durch die lokale 
und regionale Behörden ihr Handeln und ihre Finanzmittel zur Stärkung des 
Binnenmarktes auf die Ziele der EU 2020-Strategie und der Leitinitiativen ausrichten 
können;

8. ist der Überzeugung, dass Kohäsionspolitik eine schnellere Annäherung durch Integration 
und stärkere Vernetzung im Binnenmarkt sicherstellen kann; um dies zu erreichen, muss 
die Politik sich weiterhin darauf konzentrieren, gegen Versäumnisse des Marktes 
vorzugehen, und sicherstellen, dass die Regionen ihr Entwicklungspotenzial im Kontext 
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der europäischen Wirtschaftsintegration voll ausschöpfen;

9. sieht Konditionalitätsklauseln in den Strukturfonds zur Belohnung der Mitgliedstaaten, 
die bei der Umsetzung von Binnenmarktrichtlinien am diszipliniertesten sind, als nicht 
wünschenswert an, und ist der Überzeugung, dass die Nutzung der Hebelwirkung der 
EU-Fördermittel, um Anreize für die zeitnahe Umsetzung von Binnenmarktvorschriften 
zu schaffen, nicht recht und billig wäre.


